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WienerLandzag .
Sitzung vom21 . Dezember1933 .

Präs .Dr .Neubauer eröffnet die Sitzung um1 Uhr15 .
Zunächstwirddie WahlvonzweiVertreterndes LandesWien

in denBundesratdurchgeführt . Hiezuerklärt der
Vorsitzende

Präident Dr .Neubauer : ImBundesratsind zwei Mandate ,die
seinerzeitaufGrundvonVorschlägendernat. soz.Parteibesetztwordensind,
gemässLandesverfassungsgesetzvom30 .Juni1933freigeworden .EineAufteilung
der 12 Bundesratsmandate ,die Wienzu besetzenhat ,auf diesoziaademokratisc
unddiechristlichsozaleParteiimVerhältnisderAnzahlderLandtagsmit-¬
gliederderbeidenParteienergibt ,dass10BundesratsmandateaufVorschlag
dersoz .dem.ParteiundzweiaufVorschlagderchr. soz.Parteizubesetzensir
DavondenderzeitvonWienentsendetenBundesräten8aufVorschlagder
soz .dem .Partei und 2 auf Vorschlagder chr . soz .Partei gewähltwordensind ,
sinddiezweifreigewordenenMandateaufVorschlagdersoz .dem.Parteizuwählen . auf Vorschlagder soz .dem .Partei

BeidernunmehrvorgenommenenWahlwerden/zuBundesräten
gewähltKarlKnapp,PostrechnungssekretärundJosefPleyl ,Privatbeamter.

Es wird in die Tagesordnung eingegangen ,die Fortsetzung der

VerhandlungderGesetzesvorlagebetreffenddieEinhebungderBodenwertabgabevonunverbautenGrundflächen.
HiezuliegteinAbänderungsantragdesAbg.Hiessvor,wonach

esim§2 ,Absatz1 ,Punkt6,wovonderBefreiungderHausgärtendieRedeist ,
es statt "HausgärtenvongeneinnützigenSiedlungsgenossenschaften "zuheissen
hat "HausgärtenvongemeinnützigenBau -oderSiedlungsgenossenschaften".

Abg .Ulreich(chr. soz. )bemerkt,dasstrotzderNovellierung
nochzahlreicheUnglarheitenundHärtenbestehenbleiben,dieerdurcheine
RoihevonAnträgenbeseitigenwolle .Darnachsoll/zunächstim§2,Punkt6,
nichtnurdieHausgärtenvongemeinnützigenSiedlungsgenossenschaften,sondern
dieHausgärtenvongemeinnützigenBau- ,Wohn-undSiedlungsgenossenschaften
vanderAbgabofrei sein .ErbeantragtfernereineAonderungdosAbsatzes
7 ,des§2,undzwarindemSinne ,dassauchSpielplätzeimKleingartenanlagen
undSiedlungsanlagenabgabenfroiseinsollen,fermrbeantragter ,dassfür
dieBegutachtungderSpielplätzevonKleingartenundSiodlungsorganisa-¬
tionenVertnauensleuteausdiesenKreisenzugezogenwerdensollen.Weiterszu§4 ,das4aunhGrundflächenvonderSteuerpflichtauszunchmensind ,die
zumZwockederVerbauungoderErrichtungvonSiedlungsanlagenerworbenwer-¬
den.SchliesslichstellterdenAntragzu§5,dassWege,Strassenundsonstige
VerkahrsflächeninKleingarten-undSiedlungsanlagenstaerfreiseinsollen(Beifall b . . Chr.soz. )

WeitersliegenAnträgedesAbg. Dr.Zörnlaibvor ,undzwar
dassin§2,einneuerFunkt6eingefügtwerde,monachauchGrundflächen,die
gomeinnützigenBaugenossenschaftengehören,inSiedlungsteilgebietenliegenundzursiedlungsmässigenVorhauungbestimmtsind ,sowiedieinnerhalb
solcherSdddlungsgebietegelegenen,domöffentlichenVerkehrdienendenGrund-¬
flächenvondrAbgabebefreitsind .WeiterssolldemPunktSndes§2,folgen-¬
derZusatzangefügtwerden :" UnterdenletzterenBedingungenweitersauch
Grundflächen ,diemitRäumlichkeiteninunmittelbaremZusammenhangstehen,
dieabereinemZweckgewidmetsind ,dernachdomam31 .Dezember1922inGel-¬
tunggestandenenBestimmungendenAnspruchaufdauerndeGebäudesteuerfreiheit
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begr - ündethätteferner Grundflächender letzteren Art ,wennsielandwirt-¬
schaftlich oder gärtnerisch ausschliesslich zur Selbstversorgung der

EigentümerdieserGrundflächenbenütztwerden " .EinweitererAntragbetrifft
eine Aenderungdes Punktes 8 des § 10 .Darnachsollen die KostendesSchlich - ¬
tungsverfahrens zur Feststellung des strittigen Bodenwerts der Abgabe - ¬
fflichtige dann tragenmwennnach demSchätzungsergebnis derBodenwert
mindestens das Mittel zwischendemselbsteingeschätzten Werteundder
BewertungderGemeindeerreicht.

DieEinhebungdesVerzöperungszuschlages
Durcheine Verordnungder Bundesregierungist bekanntlich

derVerzögerungszuschlag,derauchin Wienbestandenhat ,aufgehobenworden.
Nunhat ,wieeinigeTagesblätterberichtethaben,einRichterdesExeku¬
tionsgerichtesdenEinwendungeneinerParteigegendenvomMagistrataus-
gestelltenvollstreckbarenRückstandsausweis,in demauchVerzögerungszuschli
gefürausdemJahre1925rückständigenAbgabenverzeichnetwaren ,statt -¬
gegeben und in der Begründung des erstinstanzlichen Beschlusses erklärt ,
dassseinerMeinungnachdurchdie VerordnungderBundesregierungnunmehr
auchdieEinhebungbereitsvorgeschriebenerVerzögerungszuschlägeunzulässig
sei ,dassaberderEinhebungdergesetzlichenVerzugszinsennichtsimWege
stehe .DiegesetzlichenVerzugszinsennunwürdenfürFälligkeitenausdenJahren1925bis EndeDezember193381Prozentbetragen ,währendderMa.
gistratnur25Prozentgeforderthatte .DerMagistratmachtdaraufaufmerksam,
dassessichumeinenerstrichterlichenBeschlusshandelt,gegendender
MagistratdenRekursergreifenwird,umsomehralsindieserFragenachseiner
Meinungin letzterInstanzdieKompetenzdesVerwaltungsgerichtshhfesge-¬
gebenist . " .

- - . - . -

Abg.Ing .Biber( chr .soz . )bemerkt,Dr. erghabeüberdas2
wesentliche des Gesetzes nichts gesagt ,sich aber In eine politische Po¬
lemikmitderRegierungeingelassen .Dasmussgetadeltwerden ,denndazu
ist der Referentenplatz nicht da .Ein grosser Teil des WienerRealbe¬

Avetsedatetesitzesist gänzlichödernurgeringverschuldet.AberauchindemFalle
als nur ein Viertel des Hausesim Besitz des Hausbesitzersist ,ist bei

ein solcherHausbesitzerbekommtblossein SechsteldesWertes .Beidieser
SachlageerlaubtsichderReferentdiesefaustdickeLügein diesemSaal

vorzutragen .
Präs . Dr.Neubauer:SolcheAusdrückesindunzulässig ,ich mussSie

deswegenzur Ordnungrufen .
Abg .Ing .Biber :Also hat der Referent eine faustdicke Unwahrheit

gesagt ,eine bewussteUnwahrheitärgsterSorte .
Präs .Dr .Neubauer:Siekönnensagen ,dasseineDarstellungun¬

richtig ist ,aberSie könnennicht sagen ,das ist eine Lügeoderbowusst
unwahr .Ich muss Sie abermals zur Ordnungrufen .

Abg .Ing .Biber :Der Ausdruck Unwahrheit ist in jodemGerichts¬
saal erlaubt ,er muss daher auch hier erlaubt sein .( Zwischenrufe bie den
Soz. dem. ) /Präs .Neubauerersucht donRodner , ErmahnungzurKenntnis
zu nehmenund mit demPräsidenten nicht zupolomisieren .
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Abg .Ing .BiberwendetsichnundermeritorischenBeaprechungdes
Gesetzentwurfeszuundmeint,dassfürdieseSteuerjedeGrundlagefehlt,
weil das Bauonden Privaten aus den verschiedenstenGründenunmöglich
gemachtwerde .MankannnichtGrundflächenderBesteuerungzuführen,
sondernParzellenoderGrundstücke,dieunverbautsind .Esist auchun¬
verständlich ,dassmandieaufBaugründenerrichtetenProvisoriennicht
als Baugeltenlässt .AnderPeripherieWiensgibtesnichtwenigeGrund¬
flächen ,diedurchihreBeschaffenheitzurVerbauungungeeignetsind .Auch
vondiesen mussdie Steuer entrichtet werden .Manhätte auch erwartet ,dass
diefürgewerblicheZweckeverwendetenGrundstückegänzlichvonder
Stouerbefreitwerden.DerAnregungderKammerfürHandelundGewerbe,

unterdiebefreitenGrundstückeauchsolcheaufzunehmen,dieFürsorge¬
anstaltenzugewiesensind ,wurdenichtRechnunggetragen .DiefürHaus¬
höfeundHaugärtenvorgeseheneBefreiungsollteauchaufFabrikshögeund
Fabriksgärtenausgedehntwerden.AlsBemessungsgrundlagegiltdergemeine
BodenwertderGrundfläche .WährenddasfrühereGesetzeineDefinition
desBegriffesBodenwertgegebenhat ,fehlt dieseDefinitionin demvor¬
liegendenGesetzentwurfundeineVerschlechterungliegtauchdarin ,dass
derBodenwertalsDurchszhnittswertderganzenLiegenschaftermittelt

wird .DasAusmassderAbgabe tein Prozent desermittelten
Bodenwertesist zuhoch. : Hinsichtlich der KostendesSchlichtungs¬
verfahrens schliesst sich der RednerdemAntragZörnlaib an .Erbemängelt
ferner die Statuierung eines gesetzlichen Vorzugspf - andrechtesander
AbgabepflichtigenGrundfläche,daes heuteschonso vieleVorzugspfand¬
rechtegübe ,dassimFalleeinesAusgleichesoderKonkurseseinGeschäfts.
mannüberhaupt nichts mehrbekommtund nicht einmal diebevorrechteten
Forderungenbefriedigtwerden .DieSträfbestimmungendesGesetzessind
drakonisch .Manhätte die Bestrafungwenigstensaufdie Fällebeschränken
sollen ,in denenjemandfahrkässigdieSteuerhinterzicht .DerRedner
stellt imSinneseiner Ausführungeneine ReihevonAnträgenundbittet
dasHaus ,seineAnträgeanzunehmen,dasie vorallemdenZweckhaben ,die
aufdasärgstegefährdetenGewerbe-undHändelsbetriebegegendieHöheder
Besteuerungundgegenein willkürlichesVorgehenderBemssungsorganezu
schützen .( Beifall b . . Chr .soz . )

Stadtrat Dr .Danneberg erklärt in seinem Schlusswørt ,er werde

sichwederin allgemeinenochin politischeAuseinandersetzungeneinlassen,
dadie inzwischenabgeführteBudgetdebattedesGemeinderatesdieaus¬
reichendeMöglichkeitbot ,solcheErörterungenzu pflegen .ZudemGesetze
wolleer nurbemerken,weildasfür diePraxisdesMagistratesgegenüber
den während der Debatte gemachten Ausführungen kennzeichnend sei ,dass
bei23. 000Steuerfällen,umdieessichbeidiesemGesetzein Wienhandelt,
im ganzennur 327 Fäll zu einemStreit geführt haben ,auf den dieSchlich¬
tungsparagraphenAnwendungfindenmussten ,unddass ,weilderunmittel¬
bareVorrednervondrakonischenStrafengesprochenhat ,in diesenvier
JahrennichteineinzigerFallvorgekommenist ,in demwegenUebertretung
dieses Gesetzeseine Strafe verhängtwordenist .( Hört /hört bei denSoz .dem)
DieseTatsachesprichtbesserfürdieDinge,wiesiein Wirklichkeitsind,als die vorgebrachteKritik .

Der Berichterstatter bespricht hierauf eingehend die gestellten An¬
träge ,empfichltdenStreichungsantragdes Abg .Dr .Hengelzu § 2 ,Punkt5
unddenAntragUllreichbezüglichder .BefreiungderHausgärtenvonWBau - ,Wohn- undSiedlungsgenossenschaftenundlehnt die übrigenAnträgeab .
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( §2 ,Punkt 5 lautete :" Grundflächen ,die in einemLand - oder
forstwirtschaftlichemBctrieboderineinemzier-oderhandelsgärtnerischem
BetriebvoneinemLand- oderForstwirtoderGärtnerdauerndgenutzt
werden ,ferner Weingärten". . . . .sind wonder Abgabebefreit .

Abg .Dr .HengelbeantragtedieStreichungderWorte: "voneinemland - odorForstwirtoderGärtner. ")
BoiderAbstimungwirddasGesetzmitdemStreichungsantragengelund demAntragUllreichin ersterundzweiterLesungangenom¬.nu
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PageriertsodannerieAbg .Dr .Danneberg über die Novallezum
Wohnbausteuergesetz .Er stellt zunächst fest ,dass die Steuer die in Wien

für Mietgegenständebesteht ,weitaus geringer ist ,als die Steuer inden
anderenStädtenOesterreichs .In Wienwirdbei GeschäftslokalendieGrenze
von14Prozenterst bei einemFriedenszinsvonrund8600Kronenerreicht ,
währendin 18 StädtenOesterreichsmit mehrals 10 . 000Einwohnernalle
GeschäftslokaleohneUnterøschiedderHöhedesVorkriegszinseseinemin¬
destlAprozentigeSteuerhaben,inzweianderenStädtenbeginntdie1hprozenti-¬
gePesteuerungschonbeieinemMietzinsvonca600Kronen,indreiStädten
schonbei 1200Kronen ,in zweiStädten bei mehrals 3000Kronen,

n .DieseTatsachenzeigen ,dassdieWohnbausteueri .Wisnwesnent-¬
lich geringer als in anderenStädtenOesterreichs .Es kanndaherjetzt
nicht die Redevoneiner wesiterenErmässigungder Steuersein ,da diesbei
derLagederFinanzenderGemeindenichtmöglichwäre .Dennochbringtdas
GesetzeineReihevonErleichterungen.Esist vorgesehen,dassin jenenFällen,
indenenSchlichtungsstellenoderMietkommissioneneineHerabsetzungder
Friedenszinsevorgenommenhaben,dieseHerabsetzungnunmehrauchfürdieBe-¬
messungsgrundlageder Wohnbausteuergeltendgemachtwerdenkann .Eshandelt
sich hier vor allem umjene ca 8000Fälle in Wien ,die im Jahre 1929auf
Grunddes§26desMietengesetzesanhängiggemachtwordensind.Diezweite

Erleichterungbestehtdarin,dassfürsolcheHäuser,dieindelZeitzwischen
dem1 .Juli1913unddemJahre1917besiedeltwordensind ,eindeUeber-¬
prüfungdessog .FriedenszinsesalsBemessungsgrundlagederWohnbausteuer
erfolgenkann.Eshandeltsichdabeium247WienerHäuser,darunterauchum
eineganzeReihevonHäusernin derInnerenStadt,Wiez,B .denTrattherhof ,
wofürdiedamaligenVerhältnissebesondereMietzinseverlangtwordensind.
DieseGesetzestsllebeziehtsichsowohlaufWohnungenals aufGeschäftflokale
in solchenHäusern.EineweitereErleichterungbestchtdarin ,dassbeiNeuter-¬
mietungendieSteuernichtmonatlich,sondernhalbmonatlichfestgelegtwird,
sodasswenneineVermietungerstnachdem15 .einesMonateserfolgt,dieSteuernurfürdenhalbenMonatentrichtetwerdenmuss.Aussordementhält
dasGesetzeineB,stimmung,wonachbeiSälen,diewegenDeerstehungüberhaupt
keinoSteuerzahlen,eineBemessungderSteuer ,wennsie tagweisobenützt
werden,fürjozweiTagoerfolgenkann,nichtaberfüreinenganzenMonater-¬
folgenmuss.AussordemidteineErleichterungindemGesetzinsoferneenthalten
als bisher in den Fällen ,in deneneine WohnungzumTeil alsGeschäftslokal
bonütztwordmist ,dioToilungderWohnungin zweiTeilefürdieBemoøssung
unddamitfürdieHerabsetzungderWohnbausteuernurdannmöglichwar,wenn
GeschäftsinhaberundWohnungsinhaberidentischsind .Nunmehrsolldieser
GesichtspunktderTeilungauchgeltendgemachtwordenkönneninjenenFällon,indenendreineEhegatte,auchwonndieWohnungvondemanderengemietet
ist ,ein Gewerbeausübt .EineschrwichtigeAehderunginderRichtungeinerEr¬
leichterungbetrifftdieBehandlungderLeestehungen.Eswirdhierunter-¬
schiedenzwischenderLeerstchungvermieteterGegenständeundsolcher ,die
vomHauseigentümerselbstbenütztwerdenkönnen.Hinsichtlichderletzteren
ist eineBestimmungin cmGesetzenthalten ,die es ermöglicht ,dassderjoni¬
ge ,der bisherein eigenesHusallein bewohnthat,aberdenHaushaltindiesem
Hausenichtmehraufrechterhaltenkann,sichdurcheineRäumungvonderWohn¬
bausteuerbefreienkannunddasses ihmmöglichist ,dieMöbelimHuse
weiteraufzubewahren.EinesolcheBehandlunghatsichinfoggederKrisenver¬
hältnissealsnitwendigergeben.DasZweitebetrifftgeworblichbenützteRäume
des"auseigentümersselbst .Hierwirdvorgesehen,dasseineteilweiseLeer¬
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Objekte betrifft ,wie das bei Fabriksanlagen der
Fall ist,oder wennsie ganzeStackwerkeoderein einzelnesStockwerk
eines Hauses betrifft,eine teilweise Befreiung von der Wohnbausteuerfür
diese nicht benützbarenStockwerkezur Folg habenkann .Dies wirdinsbe¬
sondere auch für jene Häuser eine Erleichterung bieten können ,die zurGänze
von einemBetrieb benützt werden .Natürlich musses sich hier umwirklich
dauernde Leerstehungenhandeln . Esist die Frage aufgeworfenworden,wieos
nunkher bei vermietetenaber teilweise leerstehendenAnlagenist .Auch
hier soll eine Erleichrerung eintreteny für die im Gesetz nicht Vorsorge
getroffen werden muss ,sondern die durch die Praxis erfolgen kann .Wirhaben
aufFrundderbestehendenBestimmungendiePraxis ,dassdiejenigenübjekte,
die zu einemBetrieb gehören ,gemeinsamder „Ohnbausteuerunterzogenworden
müssen ,das heisst dass die Bemessungsgrundlageder Wohnbausteuerausdem
Vorkriegszinsaller dieserObjektegebildetwird .Daskönnenz .B .zwei
vorschiedennWohnungenaufeinemGangseingdiefür einengewerblichenZweck
benütt werden ,das könnenauchzweiStockwerkesein .Dasistveineinheitlicher
otrieb ,dereinheitlichversteuertwerdenmuss .Wennnuninfolgederkrisen-¬

haften Verhältnisse ein solches selbständiges Onjekt ,das zu einemBetrieb
gehört ,oder ein Stockwerkusw. freigemachtwird,so kanngemäss§2,Absatz5
desGesetzeserklärtwerden ,dasseinsolcherTeil ,wenner leer wird ,nicht
mehrdemeinheitlichenBetriebdient unddaherkanneine getrennteBemes¬
sungderWohnbausteuerfür diesenTeilerfolgen ,eineBefreiuhgsolbstverständ
lich nicht .Donnwenndas Lokalnicht affgegebenwird ,mussdafürauch
Wohnbausteuergezahltwerden,AbermankanndenStandpunktoinnchmen,dass
dieses nunloere Lokalnicht domeinheitlichen Botriebdient unddaherge- ¬
sondertderSteuerunterzogenwerdenkann .ImGesetzist auchoineBestimmung
enthalten ,die die Haftungder Wohnungszugehörigenfür die SteuerzumGegen-¬
standehat .InderFinanzausxchussitzunghatAbgägZörnlaibbeantragt ,es
sollovondieserBostimmungeinoSusnahmeinfoferngemachtwordom,dassFa¬
milienmitglieder,dieinderWohnungwohnen,zurZahlungderWohnbausteuer
nurherangezogenwerdensollenwennsie übereinVermögenodereinEinkommen
verfügen ,wobeiArteitslosenunterstützungen ,Altersrentenunddergleichen
nichtals Einkommenanzuschensind .FürdieEhegattinkannmanwohleine
solcheAusnahmenichtmachen,dasiezusammenmitdomEhogattonfürdieStouerhaftbarsein muss .Wasabordie andorenPersonendorFamilie ,diein
derWohnungwohnenanlangt,soistosnatürlichdemMagistratnichteinge-¬fallen ,daranzudenkon ,dassArbeitslosenunterstützungen ,Erhaltungsbei¬
trägeunddergleichenfürdieZahlungderWohnbaustouerherangezogenworden
sollen .WennaberBedenkenbestchen,soist eswohlzweckmässiger,denAntragSchafranak,dervorliegtanzunchmen,einAntragdorvomdemGesichtspnnkt
ausgeht ,dassanderoFamilionangehörigeals di Ehegattinnurdannsteuer¬
pflichtigsind ,wonnsieeineinkommensteuerpflichtigesEinkommenhabon.
Dasist ja nichtdieArbeitslosenunterstützung,einekleineAltersronteusw.
aberauchnichtoinanderesEinkommen,dasdieGrenzefürdieEinkommons-¬besteuerungnichterreicht.

DiePestimmungendievorgelegtwerden,bedeutenziemlich
woitgehendeEinschränkungenzuLastendesMagistmætes,siewollendas„sotzdenBrisonverhältnissenvonhouteanpassen.DerBerichterstatterersucht,
dasGosotzanzunehmen.( Lobh.Beifallb .d .Soz .dem. )

EsliegtvoreinAntragdesAbg.Schafranck,wonachdem
Absatz3des§1folgonderZusatzangofügtwird: "IstdieSteuerbeimSteuer¬
pflichtigennichteinbringlich,schaftethiefürdiemitihmimgemeinsamon
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HaushaltlekendeEhegattin( derEhegatte),anderemitndenSteuerpflichtigen
im gemeinsamen Hushalt lebende Familienangehörige nur,wenn sie ein ein¬
kommænsteuerpflichtigesEinkommenhaben ."FernerliegenAnträgedesAgb.
Dr .Zörnlaibvor .Darnachsollendieimgemeinsamen,H.ushaltlebendenFamilien¬Vermögen oder 6inangehörigenfür die Steuer nur haften ,wennsie über ein/Einkommnver¬
fügen ,wobeiArbeitslosenunterstützungen ,Altersrenten udgl .nichtals
Einkommenanzuschensind .FernersolldieTeilungderWohnunginzweiTeile
für die Bemessungsgrundlagenicht nur dann erfolgen ,wenndersteuerpflich¬
tige Inhaber der Wohnung und des Geschäftslokales ,die in der Wohnungunter - ¬

gebrachtist ,ein unddieselbePersonoderderEhegatte( dieEhegattin)
ist,sondern wenneine der beiden Teile der Wohnungauch ein demLebens-¬
unterhaßtdes ErwerbsunfähigenundvermögenslosenVatersoder einersolchen
MutterbestreitandesKindist .Fernersoll für nzeitweisebenützteTheater
Konzertsäle ,Versammlungslokaleunddergl .dieSteuertagweisenichtmit
einemFünfzehntelsandernmiteinemDreissigstelbemessenwerden .Schliess-¬
lich wirdbeantrag ,dassdenSachverständigen ,die nach§ 9,Abastz5 ,
herangezogenwerdenkönnen,AkteneinsichtauchindieBemessungsaktender
Vergleichsobjektezu gewährensind .

Abg.Müller( Chr .soz . )führtaus ,dassdieHöhederWienerWohnbau.
steuermitdenanderenWohnbausteuerninderProvinznichtverglichen
werdenkönne ,weildortganzandereBemssungsgrundlagensind .DieAus¬
wirkungendes Wohnbausteuerzuschlagesseien für die Wirtschaftschwer
tragbar ,weshalbes dringendnotwendigwäe ,hier Erleichterungenzu
schaffen .BeidenNeuparifizierungensollennatürlicheVergleichspbjekte
herangezogenwerden ,umUngerechtigkeitenvorzubeugen .Es wäeauchwün¬
schenswert ,dass für den. UmbauvonehemaligenBürolokalitäten
. dgl .in WohnungendadurchErleichterungengeschaffen werden ,dassdie

alte Bauordnunghiefür angewendetwerde .DerRednerstellt schliesslich
ein"SdiesbezüglicheAnträge.

Abg .Dr .Kotzaurek( Chr .soz . )erklärt ,dasses imallgemeinen
bürgerlichenGesetzbuchkeine Verpflichtungfür die Fraugibt ,fürdie
SchuldendesFamilienoberhaupteszuhaften .DiebezüglicheBestimmungin
der Vorlagestcht daher im Widerspruchmit domallg .bürgerlichenGe¬
setzbuch ,weshalber die Streichungdieser Bestimmungbeantragt .

In seinem Schlusswort sagt der Referent eine Ueberprüfungder
WünschedesAbg. Müllerzuundverweistdarauf ,dassdieInßetriebsetzung
der Gewerbejetzt durch die Notverordnungder ber d GowerngHäöaregierungverhindert

wird .

DasGesetzwirdin ersterundzweiterLesungangenommen,dieMin¬
derheitsanträge abgelehnt .

StadtratDr .Dannebergbeantragtdie AnnahmederGesetzesvorlage
betreffend die Einhebung eines Zuschlages zu den Immobliargebührenund
zumGebührenäquivalentedurchdie BundeshauptstadtWien.

DieVorlagewirdohneDebattein ersterundzweiterLesungbo¬schlossen .
Stadtrat Dr .Danneberg beantrgt die Annahmmder Gesctzesvorlage

überdieBodonwertabgabevonverbautenLiegenschaften.DieVorlagebringt
vor allem die Erleichterung ,dass dor Begriff der Leerstchungauchauf
diesesGesetzangewendetwird .NachdieserVorlagewirdderEreisder
Abgabepflichtigen Häuser von . 383auf weitere etwa 11 . 800Häuseror¬

weitert .
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DieSteuerist auchin ihrenneuenSätzenausserordentlichgering ,und
wenndie Steuersätze jetzt nicht erhöht werdenwürden ,wäre dasErträg¬
nis niedriger als imJahre1929 .

Abg .Dr .Zörnlaib ( Chr . soz . )erklät ,dass seine Partei indieser
AbgabeeineVermögensabgabeerblicke ,weshalbsie die Vorlageableghe.

In seinomSchlusswortstellt Referentfest ,dassvoneinerVer¬
mögensabgabenicht gesprochenwerdenkann .Der Friedenszins dervon
dieseg steuerbetroffenen Häuser macht 326 Millionen Goldkronenaus ,der
Hauptmietzinsbeträgt 97MillionenSchilling .DieVorlagebringteine
Mchreinnahmevon . 5MillionenSchilling,wassicherlichgerechtfertigtist .

DieVorlagewirdinersterundzweiterPesungbeschlossen.
Stadtrat Dr .Dannebergreferiert hierauf über die Abänderungder

Fremdenzimmerabgabe .Erverweistdarauf ,dassam1 .Jänner1930eine
ErmässigungderAbgabeumeinViertelunddanneineweitereErmässigung
umein Achtel unter der Voaussetzungerfolgte ,dass dernachgelassene
Steuerbetrag im Betrieb verwendetwird .Später wurdevon dieser Bedingung
abgesehen .Nunmehrsoll eine neuerliche Erleichterung umein Achtelder
ursprünglichenSteuer ,dasheisst ,umein Fünftelder gegenwärtigein¬
gehobenenSteuer erfolgen .Das ist für die Gemeindeein sehrschwerer
Entfall ,der durch eine Verringerung der Ausgaben für die Fremdenver¬

kehrskommission wett - gemachtwerden muss .Praktisch bedeutet dasGesetz ,
dassdie Fremdenzimmrabgabe5 Prozentausmachtunddas, ' fürdiezüschlags¬
pflichtigen Betriebe der Zuschlag im Höchatausmassvon 5 Prozent ,für
die 86- BetriebeimHöchstausmassvon12 *Prozenterfolgenkann .Auchdie
Wohnbausteuervorlagekommtden Hotelszugute .

Abg .Dr .Zörnlaiberklärt ,seine Partei habein dieserBeziehung
weitergehende Wünschegehabt ,da sie aber erfahren habe ,dass die Vorlage
aufeinemPinvernehmenmitdenInteressentenberuhe ,müssesieannhhmen,
dassdieNovellefaktischdenWümschenderinteressentenentspreche.

DaaGesetzwirdin erster undzweiterLesungunverändertange¬
nommen.

Sodannberichtet Stadtrat Dr .Dannebergüber die Abänderungdes
Pustbarkeitsabgabegesetzes .Die Lustbarkeitsabgabe für Tanzschulenund
Tanzkurse beträgt 23 Prozent .Im Wegeder Pauschalierung sind imLaufe
desJahresbeträchtlicheMilderungeneingetreten ,DasvorlicgendenGe¬
setz soll dem Magistrat die Möglichkeit bicten ,im Bedarfsfalle bis auf

5 Prozentherunterzugchen .Weiterhandelt es sihh umVeranstaltungenin
den Sälen .Dawar bisher bei Tanzunterhaltungenenne Steuer von 283Prozent
vorgeschrieben ,bei Konzertendder anderen Vorführungenbeiglcichzeitiger
Verabfolgung von Speisen und Getränkon 23 Prozent .Nun haben die Saal¬
besitzer geltend gemacht ,dass ,während die Anzahl der kleinen Veran¬

staltungen cher gestiegen ist ,grosse Veranstaltungenheute in derRegel
nicht gemacht werden ,wobei unter Umständenauch die Stcuer eine Rolle
spilct ,und sie versprechen sich von einer Ermässigung der Steuer einen
stärkerenAnreizfür solcheVeranstaltungen.

Abg .Müller ( Christ .soz . )erauchtum Erlcichterun¬
genfür turnerischeVorführungenundZusammenkünftevonAugendorganisatio¬

non .
StadratDr .Danneborgbemerkt ,dassbei solchenVeranstaltungenimWegeder PauschalierungHerabsetzungenerfolgenkönnen.
DieVorlagewirdhicrauf in erster undzweiter besungunver¬

ändert zum Beschluss erhoben .- Die Verhandlung wird abgobrochen unddie
Sitzung um 19 Uhr 15 geschlossen .
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